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Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 

 
Art. 1 

Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck des Gesetzes ist es, 
1. die Würde sowie die Interessen und Bedürfnisse pfle-

ge- und betreuungsbedürftiger Menschen als Bewohne-
rinnen und Bewohner stationärer Einrichtungen und 
sonstiger Wohnformen im Sinn dieses Gesetzes (Be-
wohnerinnen und Bewohner) vor Beeinträchtigung zu 
schützen, 
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2. die Selbstständigkeit, die Selbstbestimmung, die Selbst-
verantwortung sowie die Lebensqualität der Bewohne-
rinnen und Bewohner zu wahren und zu fördern, 

3. in stationären Einrichtungen und sonstigen Wohnfor-
men im Sinn dieses Gesetzes eine dem allgemein aner-
kannten Stand der fachlichen Erkenntnisse entspre-
chende Betreuung und Wohnqualität für die Bewohne-
rinnen und Bewohner zu sichern, 

4. die Mitwirkung der Bewohnerinnen und Bewohner zu 
gewährleisten, 

5. die Beratung in Angelegenheiten der stationären Ein-
richtungen oder sonstigen Wohnformen im Sinn dieses 
Gesetzes zu unterstützen, 

6. die Einhaltung der dem Träger gegenüber den Bewoh-
nerinnen und Bewohnern obliegenden Pflichten zu si-
chern. 

(2) Die Selbstständigkeit und die unternehmerische Eigen-
verantwortung der Träger in Zielsetzung und Durchführung 
ihrer Aufgaben bleiben unberührt. 

 
Art. 2 

Anwendungsbereich, Abgrenzungen 

(1) 1Stationäre Einrichtungen im Sinn dieses Gesetzes sind 
Einrichtungen,  
1. die dem Zweck dienen, ältere Menschen, pflegebedürf-

tige Volljährige oder volljährige behinderte oder von 
Behinderung bedrohte Menschen im Sinn des § 2 
Abs. 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch aufzu-
nehmen, ihnen Wohnraum zu überlassen sowie Betreu-
ungs- oder Pflegeleistungen zur Verfügung zu stellen 
oder vorzuhalten, 

2. die in ihrem Bestand von Wechsel sowie Zahl der Be-
wohnerinnen und Bewohner unabhängig sind sowie 

3. entgeltlich betrieben werden.  
2Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege gelten nicht als 
stationäre Einrichtungen im Sinn des Satzes 1. 3Für statio-
näre Einrichtungen gelten vorbehaltlich der Abs. 2 bis 4 die 
Bestimmungen des Zweiten Teils. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Formen des 
Betreuten Wohnens, die zugleich die Voraussetzungen des 
Abs. 1 erfüllen, wenn die Mieterinnen oder Mieter oder 
Käuferinnen oder Käufer vertraglich lediglich dazu ver-
pflichtet werden, allgemeine Betreuungsleistungen wie 
Notrufdienste, die Vermittlung von Dienst- und Pflegeleis-
tungen oder Informationen und Beratungsleistungen 
(Grundleistungen) von bestimmten Anbietern abzunehmen 
und die über die Grundleistungen hinausgehenden Betreu-
ungs- und Pflegeleistungen (Zusatzleistungen) von den 
Bewohnerinnen oder Bewohnern frei wählbar sind.  

(3) 1Ambulant betreute Wohngemeinschaften im Sinn die-
ses Gesetzes sind Wohnformen, die dem Zweck dienen, 
pflegebedürftigen Menschen das Leben in einem gemein-
samen Haushalt und die Inanspruchnahme externer Pflege- 
oder Betreuungsleistungen gegen Entgelt zu ermöglichen. 

2Dies gilt unabhängig davon, ob die Wohngemeinschaften 
durch einen Träger initiiert und begleitet werden sowie in 
ihrem Bestand von Wechsel und Zahl der Bewohnerinnen 
und Bewohner unabhängig sind. 3Für ambulant betreute 
Wohngemeinschaften gelten nur die Bestimmungen des 
Dritten Teils sowie Art. 23 und 24, wenn  

1. die Selbstbestimmung der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner gewährleistet ist, 

2. die Bewohnerinnen und Bewohner oder deren gesetzli-
che Betreuungspersonen die Betreuungs- und Pflege-
dienste sowie Art und Umfang der Betreuungs- und 
Pflegeleistungen frei wählen können, 

3. die Pflege- oder Betreuungsdienste nur einen Gaststa-
tus, insbesondere keine Büroräume in der oder in enger 
räumlicher Verbindung mit der ambulant betreuten 
Wohngemeinschaft haben, 

4. die ambulant betreute Wohngemeinschaft baulich, 
organisatorisch und wirtschaftlich selbstständig ist, ins-
besondere kein Bestandteil einer stationären Einrich-
tung ist, und sich nicht mehr als zwei ambulant betreute 
Wohngemeinschaften der gleichen Initiatoren in unmit-
telbarer räumlicher Nähe und organisatorischem Ver-
bund befinden sowie 

5. nicht mehr als zwölf pflege- oder betreuungsbedürftige 
Personen in der ambulant betreuten Wohngemeinschaft 
wohnen. 

4Andernfalls finden auf ambulant betreute Wohngemein-
schaften die Bestimmungen des Zweiten Teils Anwendung. 

(4) 1Betreute Wohngruppen im Sinn dieses Gesetzes sind 
gemeinschaftlich betreute Wohnformen für Menschen mit 
Behinderung, die für ihre Bewohnerinnen und Bewohner 
eine individuelle Betreuung gewährleisten. 2Hauptziele be-
treuter Wohngruppen sind die Förderung der Selbstständig-
keit und Selbstverantwortung der Bewohnerinnen und Be-
wohner, die Gewährung ihrer Selbstbestimmung sowie die 
Unterstützung ihrer Eingliederung und Teilhabe am Leben 
der Gemeinschaft. 3Für Betreute Wohngruppen gelten nur 
die Bestimmungen des Dritten Teils sowie Art. 23 und 24, 
wenn sie 
1. räumlich eigene Einheiten mit in der Regel bis zu zwölf 

Plätzen bilden, 
2. nur organisatorisch an eine zentrale Verwaltung ange-

bunden, örtlich aber von ihr getrennt sind, 
3. Personen aufnehmen, die nicht in der Lage sind, allein 

und unabhängig von Betreuung zu wohnen und die 
nicht der permanenten persönlichen Anwesenheit von 
Betreuungskräften während des gesamten Tages und 
während der Nacht bedürfen, sowie 

4. Personen aufnehmen, die in der Lage sind, ihre Interes-
sen und Bedürfnisse mitteilen zu können.  

4Andernfalls finden auf Betreute Wohngruppen die Be-
stimmungen des Zweiten Teils Anwendung. 5Für Betreute 
Wohngruppen für Menschen mit seelischer Behinderung im 
Sinn der Sätze 1 und 2, die die Voraussetzungen des Sat-
zes 3 erfüllen, findet dieses Gesetz keine Anwendung. 
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Zweiter Teil 
Besondere Vorschriften für stationäre Einrichtungen 

 
Abschnitt 1 

Anforderungen an Träger und Leitung 
 

Art. 3 
Qualitätsanforderungen an den Betrieb 

(1) 1Eine stationäre Einrichtung muss unter der Verantwor-
tung eines Trägers stehen. 2Der Träger muss die notwendige 
Zuverlässigkeit zum Betrieb einer stationären Einrichtung 
besitzen. 
(2) Der Träger und die Leitung einer stationären Einrich-
tung haben sicherzustellen, dass 

1. die Würde sowie die Interessen und Bedürfnisse der 
Bewohnerinnen und Bewohner vor Beeinträchtigungen 
geschützt werden,  

2. die Selbstständigkeit, die Selbstbestimmung und die 
Selbstverantwortung der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner gewahrt und gefördert werden, insbesondere bei 
Menschen mit Behinderung die sozialpädagogische Be-
treuung und heilpädagogische Förderung sowie bei 
Pflegebedürftigen eine humane und aktivierende Pflege 
unter Achtung der Menschenwürde gewährleistet wird, 

3. eine angemessene Qualität der Betreuung, Pflege und 
Verpflegung der Bewohnerinnen und Bewohner in der 
stationären Einrichtung selbst oder in angemessener 
anderer Weise einschließlich der ärztlichen und ge-
sundheitlichen Betreuung gesichert ist, insbesondere 
auch die interkulturelle Kompetenz der Betreuungs- 
und Pflegekräfte gefördert wird,  

4. die Leistungen nach dem jeweils allgemein anerkann-
ten Stand fachlicher Erkenntnisse erbracht werden, 

5. die Eingliederung und möglichst selbstbestimmte Teil-
habe von Menschen mit Behinderung am Leben der 
Gemeinschaft gefördert werden und das Konzept der 
stationären Einrichtung darauf ausgerichtet ist, 

6. den Bewohnerinnen und Bewohnern eine nach Art und 
Umfang ihrer Betreuungsbedürftigkeit angemessene 
Lebensgestaltung ermöglicht wird und die erforderli-
chen Hilfen gewährt werden, 

7. die hauswirtschaftliche Versorgung zur Verfügung ge-
stellt oder vorgehalten sowie eine angemessene Quali-
tät des Wohnens gewährleistet wird, 

8. für pflegebedürftige Bewohnerinnen und Bewohner 
Pflegeplanungen aufgestellt und deren Umsetzungen 
aufgezeichnet werden, 

9. in Einrichtungen für Menschen mit Behinderung für die 
Bewohnerinnen und Bewohner Förder- und Hilfepläne 
aufgestellt und deren Umsetzungen aufgezeichnet wer-
den,  

10. ein ausreichender und dem Konzept der stationären 
Einrichtung angepasster Schutz der Bewohnerinnen 
und Bewohner vor Infektionen gewährleistet wird und 

von den Beschäftigten die für ihren Aufgabenbereich 
einschlägigen Anforderungen der Hygiene eingehalten 
werden, 

11. die Arzneimittel ordnungsgemäß und bewohnerbezo-
gen aufbewahrt werden und die in der Pflege und 
Betreuung tätigen Personen einmal im Jahr über den 
sachgerechten Umgang mit Arzneimitteln beraten wer-
den, 

12. eine fachliche Konzeption verfolgt wird, die gewähr-
leistet, dass die Vorgaben der Nrn. 1 bis 11 umgesetzt 
werden und diese fachliche Konzeption mit der bauli-
chen Umsetzung übereinstimmt. 

(3) Der Träger einer stationären Einrichtung hat sicherzu-
stellen, dass  
1. Pflege- und Betreuungskräfte in ausreichender Zahl 

und mit der für die von ihnen zu leistende Tätigkeit er-
forderlichen persönlichen und fachlichen Eignung vor-
handen sind, insbesondere regelmäßige Qualifizie-
rungsangebote für die Beschäftigten gewährleistet sind, 
für stationäre Einrichtungen der Behindertenhilfe eine 
entsprechende Leitung und für jede stationäre Einrich-
tung in der Altenhilfe eine eigene Pflegedienstleitung 
tätig ist, soweit nicht ein Gesamtversorgungsvertrag im 
Sinn des § 72 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB XI) besteht, 

2. angemessene Entgelte verlangt werden, 
3. ein Qualitäts- und Beschwerdemanagement betrieben 

wird und 
4. bei Bedarf Supervision oder vergleichbare Maßnahmen 

für die Beschäftigten angeboten werden. 
 

Art. 4 
Anzeigepflichten 

(1) 1Wer den Betrieb einer stationären Einrichtung aufneh-
men will, hat seine Absicht spätestens drei Monate vor der 
vorgesehenen Inbetriebnahme der zuständigen Behörde an-
zuzeigen. 2Die Anzeige muss insbesondere folgende Anga-
ben enthalten: 
1. den vorgesehenen Zeitpunkt der Betriebsaufnahme, 
2. den Namen und die Anschrift des Trägers und der sta-

tionären Einrichtung, 
3. die Nutzungsart der stationären Einrichtung und der 

Räume sowie deren Lage, Zahl und Größe und die vor-
gesehene Belegung der Wohnräume, 

4. den Namen, die berufliche Ausbildung und den Werde-
gang der Leitung der stationären Einrichtung, bei Pfle-
geheimen auch der Pflegedienstleitung und bei Einrich-
tungen der Behindertenhilfe auch der Bereichsleitung, 
sowie die Namen und die berufliche Ausbildung der 
Pflege- und Betreuungskräfte, soweit mit diesen Perso-
nen bereits vertragliche Bindungen eingegangen wur-
den, 

5. einen Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI, die we-
sentlichen Leistungs- und Qualitätsmerkmale der Ein-
richtung nach § 84 Abs. 5 SGB XI, soweit vorhanden 
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den Personalabgleich nach § 84 Abs. 6 SGB XI sowie 
einen Vertrag zur integrierten Versorgung nach § 92b 
SGB XI oder die Erklärung, ob ein solcher Versor-
gungsvertrag oder eine Vereinbarung über die wesent-
lichen Leistungs- und Qualitätsmerkmale der Einrich-
tung als Teil der Pflegesatzvereinbarung oder ein Ver-
trag zur integrierten Versorgung angestrebt werden, 

6. die Vereinbarungen nach § 75 Abs. 3 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) oder die Erklä-
rung, ob solche Vereinbarungen angestrebt werden und 

7. die Einzelvereinbarungen auf Grund des § 39a des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) oder die 
Erklärung, ob solche Vereinbarungen angestrebt wer-
den. 

(2) 1Die zuständige Behörde kann weitere Angaben verlan-
gen, soweit sie zur zweckgerichteten Aufgabenerfüllung 
erforderlich sind. 2Stehen die Leitung, die Pflegedienstlei-
tung oder die Betreuungskräfte zum Zeitpunkt der Anzeige 
noch nicht fest, ist die Mitteilung vor Aufnahme des Be-
triebs unverzüglich nachzuholen. 
(3) 1Der zuständigen Behörde sind unverzüglich Änderun-
gen anzuzeigen, die Angaben gemäß Abs. 1 betreffen. 2Än-
derungen bezüglich der Angaben gemäß Abs. 1 Nr. 4 müs-
sen, soweit Pflege- oder Betreuungskräfte betroffen sind, 
spätestens sechs Monate nach Eintritt der Veränderung an-
gezeigt werden. 
(4) Wer beabsichtigt, den Betrieb einer stationären Einrich-
tung ganz oder teilweise einzustellen oder die Vertragsbe-
dingungen wesentlich zu ändern, hat dies der zuständigen 
Behörde unverzüglich, im Fall der Betriebseinstellung spä-
testens sechs Monate vor der tatsächlichen Einstellung, an-
zuzeigen. 

 
Art. 5 

Angemessenheit und Erhöhung der Entgelte,  
Anpassungspflicht, Nachweispflicht im Fall  

der Kündigung, Hausverbote 
(1) 1Dem Träger ist es untersagt, Entgelte und Entgeltbe-
standteile zu verlangen, die nicht in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Leistungen stehen. 2Für Zeiten der Ab-
wesenheit der Bewohnerinnen oder Bewohner ist der Trä-
ger verpflichtet, soweit drei Kalendertage überschritten 
werden, Abschläge von mindestens 25 v. H. der Pflegever-
gütung, der Entgelte für Unterkunft und Verpflegung und 
der Zuschläge nach § 92b SGB XI zu erstatten. 3Die Entgel-
te und Entgeltbestandteile sind vom Träger nach einheitli-
chen Grundsätzen zu bemessen, wobei eine Differenzierung 
insoweit zulässig ist, als eine öffentliche Förderung von 
betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen nur für 
einen Teil der stationären Einrichtung erfolgt ist oder Ver-
gütungsvereinbarungen nach dem Zehnten Kapitel SGB XII 
über Investitionsbeträge oder gesondert berechenbare In-
vestitionsbeträge oder gesondert berechnete Investitions-
kosten getroffen worden sind.  

(2) 1Im Fall der Erhöhung des Entgelts sowie der Entgeltbe-
standteile hat der Träger die Bewohnerinnen und Bewohner 
vier Wochen vor dem Zeitpunkt, zu dem die Erhöhung 
eintreten soll, von der voraussichtlichen Erhöhung schrift-
lich unter Angabe der Begründung in Kenntnis zu setzen. 
2Die Bewohnervertretung oder der Bewohnerfürsprecher ist 
rechtzeitig vor Aufnahme von Verhandlungen über Vergü-
tungsvereinbarungen mit den Pflegekassen anzuhören. 3Zu 
diesem Zweck sind der Bewohnervertretung oder dem Be-
wohnerfürsprecher unter Vorlage nachvollziehbarer Unter-
lagen die wirtschaftliche Notwendigkeit und Angemessen-
heit geplanter Entgelterhöhungen zu erläutern.  

(3) Die Leistungen sind vom Träger an einen erhöhten oder 
verringerten Betreuungsbedarf der Bewohnerin oder des 
Bewohners anzupassen. 

(4) Im Fall der Kündigung des Vertrags durch den Träger, 
die nicht darin begründet ist, dass die Bewohnerin ihre oder 
der Bewohner seine vertraglichen Pflichten so gröblich 
verletzt, dass dem Träger die Fortsetzung des Vertrags nicht 
mehr zugemutet werden kann, muss der Träger der Bewoh-
nerin oder dem Bewohner eine angemessene anderweitige 
Unterkunft und Betreuung zu zumutbaren Bedingungen 
nachweisen. 

(5) Der Träger oder die Leitung einer stationären Einrich-
tung dürfen gegen Besucher von Bewohnerinnen und Be-
wohnern ein Hausverbot nur insoweit aussprechen, als dies 
unerlässlich ist, um eine unzumutbare Beeinträchtigung des 
Betriebs der stationären Einrichtung abzuwenden. 

 
Art. 6 

Transparenz, Informationspflichten 

(1) Der Träger ist verpflichtet,  
1. sein Leistungsangebot aufgeschlüsselt nach Art, Menge 

und Preis in geeigneter Weise für alle Interessierten zu-
gänglich zu machen, 

2. den Bewohnerinnen und Bewohnern Einblick in die sie 
betreffenden Aufzeichnungen der Pflege-, Hilfe- oder 
Förderplanung und deren Umsetzung im Sinn des 
Art. 3 Abs. 2 Nrn. 8 und 9 zu gewähren und 

3. die Bewohnerinnen und Bewohner über vorhandene 
Beratungs- und Beschwerdestellen zu informieren. 

(2) Ab dem 1. Januar 2011 sind die Berichte der zuständi-
gen Behörde über die in den stationären Einrichtungen 
durchgeführten Prüfungen nach Art. 11 in geeigneter Form 
zu veröffentlichen. 

 
Art. 7 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten 

Der Träger hat nach den Grundsätzen einer ordnungsgemä-
ßen Buch- und Aktenführung Aufzeichnungen über den 
Betrieb zu machen und die Qualitätssicherungsmaßnahmen 
und deren Ergebnisse so zu dokumentieren, dass der ord-
nungsgemäße Betrieb festgestellt werden kann.  
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Art. 8 
Leistungen an Träger und Beschäftigte 

(1) Dem Träger ist es untersagt, sich von oder zugunsten 
von Bewohnerinnen und Bewohnern oder Bewerberinnen 
und Bewerbern um einen Platz in der stationären Einrich-
tung Geld oder geldwerte Leistungen über das vereinbarte 
Entgelt hinaus versprechen oder gewähren zu lassen. 

(2) Dies gilt nicht, wenn 
1. andere als die vertraglich aufgeführten Leistungen des 

Trägers abgegolten werden, 
2. geringwertige Aufmerksamkeiten versprochen oder ge-

währt werden, 
3. Leistungen im Hinblick auf die Überlassung eines 

Platzes in der stationären Einrichtung zum Bau, zum 
Erwerb, zur Instandsetzung, zur Ausstattung oder zum 
Betrieb der stationären Einrichtung versprochen oder 
gewährt werden, 

4. Sicherheiten für die Erfüllung der Verpflichtungen aus 
den Verträgen zwischen dem Träger und den Bewohne-
rinnen oder Bewohnern geleistet werden und diese 
Leistungen das Doppelte des auf einen Monat entfal-
lenden Entgelts nicht übersteigen; auf Verlangen der 
Bewohnerin oder des Bewohners können diese Sicher-
heiten auch durch Stellung einer selbstschuldnerischen 
Bürgschaft eines Kreditinstituts oder einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft geleistet werden. 

(3) 1Leistungen im Sinn des Abs. 2 Nr. 3 sind zurückzuge-
währen, soweit sie nicht mit dem Entgelt verrechnet worden 
sind. 2Sie sind vom Zeitpunkt ihrer Gewährung an zu einem 
Zinssatz, der dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kün-
digungsfrist marktüblichen Zinssatz entspricht, zu verzin-
sen, soweit der Vorteil der Kapitalnutzung bei der Bemes-
sung des Entgelts nicht berücksichtigt worden ist. 3Die Ver-
zinsung oder der Vorteil der Kapitalnutzung bei der Bemes-
sung des Entgelts ist der Bewohnerin oder dem Bewohner 
gegenüber durch jährliche Abrechnungen nachzuweisen. 
4Sätze 1 bis 3 gelten auch für Leistungen, die von oder 
zugunsten von Bewerberinnen und Bewerbern erbracht 
worden sind. 

(4) 1Ist nach Abs. 2 Nr. 4 als Sicherheit eine Geldsumme 
bereitzustellen, so hat der Träger die Geldsumme von sei-
nem Vermögen getrennt für jede Bewohnerin und jeden 
Bewohner einzeln bei einem Geldinstitut zu dem für Spar-
einlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist marktüblichen 
Zinssatz anzulegen. 2Die Zinsen stehen, auch soweit ein 
höherer Zinssatz erzielt wird, der Bewohnerin oder dem Be-
wohner zu und erhöhen die Sicherheit. 3Abweichende Ver-
einbarungen zum Nachteil der Bewohnerin oder des Be-
wohners sind unzulässig. 4Abs. 2 Nr. 4 gilt nicht für Versi-
cherte der Pflegeversicherung und für Personen, denen 
Hilfe in Einrichtungen nach dem Zwölften Buch Sozialge-
setzbuch gewährt wird. 

(5) 1Der Leitung, den Beschäftigten oder sonstigen Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeitern der stationären Einrichtung 
ist es untersagt, sich von oder zugunsten von Bewohnerin-
nen und Bewohnern neben der vom Träger erbrachten Ver-

gütung Geld oder geldwerte Leistungen für die Erfüllung 
der Pflichten aus den zwischen dem Träger und den Be-
wohnerinnen oder Bewohnern geschlossenen Verträgen 
versprechen oder gewähren zu lassen. 2Dies gilt nicht, so-
weit es sich um geringwertige Aufmerksamkeiten handelt. 

(6) Die zuständige Behörde kann in Einzelfällen Ausnah-
men von den Verboten der Abs. 1 und 5 zulassen, soweit 
der Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner die Auf-
rechterhaltung der Verbote nicht erfordert und die Leistun-
gen noch nicht versprochen oder gewährt worden sind. 

 
Art. 9 

Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner 

(1) 1Die Bewohnervertretung wirkt in Angelegenheiten des 
Betriebs der stationären Einrichtung mit. 2Die Bewohner-
vertretung kann bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und 
Rechte fach- und sachkundige Personen ihres Vertrauens 
hinzuziehen. 3Diese sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
(2) Die Bewohnervertretung soll mindestens einmal im Jahr 
die Bewohnerinnen und Bewohner zu einer Versammlung 
einladen, zu der jede Bewohnerin oder jeder Bewohner eine 
Vertrauensperson beiziehen kann.  
(3) 1Für die Zeit, in der eine Bewohnervertretung nicht 
gebildet werden kann, werden deren Aufgaben durch einen 
Bewohnerfürsprecher wahrgenommen. 2Seine Tätigkeit ist 
unentgeltlich und ehrenamtlich.  

 
Art. 10 

Kurzzeiteinrichtungen, stationäre Hospize 

(1) 1Auf stationäre Einrichtungen oder Teile von stationären 
Einrichtungen im Sinn des Art. 2 Abs. 1, die nur der vorü-
bergehenden Aufnahme Volljähriger dienen (Kurzzeitein-
richtungen) finden Art. 5 Abs. 2 und 3, Art. 8 Abs. 2 Nrn. 3 
und  4, Abs. 3 und 4 sowie Art. 9 und 16 Abs. 2 keine An-
wendung. 2Auf stationäre Hospize finden Art. 5 Abs. 2 
und 3, Art. 6 Abs. 1 Nr. 1, Art. 8 Abs. 2 Nrn. 3 und 4, 
Abs. 3 und 4 sowie Art. 9 und 16 Abs. 2 keine Anwendung. 
3Nehmen die stationären Einrichtungen nach den Sätzen 1 
und 2 in der Regel mindestens sechs Personen auf, findet 
Art. 9 mit der Maßgabe Anwendung, dass ein Bewohner-
fürsprecher zu bestellen ist. 
(2) Als vorübergehend im Sinn dieses Gesetzes ist ein Zeit-
raum von bis zu drei Monaten anzusehen. 

 
Abschnitt 2 

Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörde 
 

Art. 11 
Qualitätssicherung 

(1) 1Die zuständigen Behörden überwachen die stationären 
Einrichtungen durch wiederkehrende oder anlassbezogene 
Prüfungen. 2Die Prüfungen werden in der Regel unange-
meldet durchgeführt und können jederzeit erfolgen. 3Prü-
fungen zur Nachtzeit sind zulässig, wenn und soweit das 
Überwachungsziel zu anderen Zeiten nicht erreicht werden 
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kann. 4Die zuständigen Behörden überprüfen die stationä-
ren Einrichtungen daraufhin, ob sie die Anforderungen an 
den Betrieb einer stationären Einrichtung nach diesem Ge-
setz erfüllen. 5Der Träger, die Leitung und die Pflegedienst-
leitung haben der zuständigen Behörde die für die Durch-
führung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung erforderlichen mündlichen 
und schriftlichen Auskünfte auf Verlangen unentgeltlich zu 
erteilen. 6Der Träger ist darüber hinaus verpflichtet, den 
zuständigen Behörden Fotokopien der Geschäftsunterlagen 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 7Die Aufzeichnun-
gen nach Art. 7 hat der Träger grundsätzlich am Ort der 
stationären Einrichtung zur Prüfung vorzuhalten. 
(2) 1Die von der zuständigen Behörde mit der Überwa-
chung der stationären Einrichtung beauftragten Personen 
sind befugt, 
1. die für die stationäre Einrichtung genutzten Grundstü-

cke und Räume zu betreten; soweit diese einem Haus-
recht der Bewohnerinnen und Bewohner unterliegen, 
nur mit deren Zustimmung, 

2. Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, 
3. Einsicht in die Aufzeichnungen nach Art. 7 der aus-

kunftspflichtigen Person in der jeweiligen stationären 
Einrichtung zu nehmen, 

4. sich mit den Bewohnerinnen und Bewohnern sowie der 
Bewohnervertretung oder dem Bewohnerfürsprecher in 
Verbindung zu setzen, 

5. bei pflegebedürftigen Bewohnerinnen und Bewohnern 
mit deren Zustimmung den Pflegezustand zu begutach-
ten, 

6. die Beschäftigten zu befragen. 
2Der Träger und die Leitung haben diese Maßnahmen zu 
dulden. 3Es steht der zuständigen Behörde frei, zu ihren 
Prüfungen weitere fach- und sachkundige Personen hinzu-
zuziehen. 4Diese sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
5Sie dürfen personenbezogene Daten über Bewohnerinnen 
und Bewohner nicht speichern und an Dritte übermitteln. 
(3) 1Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung können Grundstücke und Räume, 
die einem Hausrecht der Bewohnerinnen und Bewohner 
unterliegen oder Wohnzwecken der auskunftspflichtigen 
Person dienen, durch die zuständige Behörde jederzeit 
betreten werden. 2Die auskunftspflichtige Person und die 
Bewohnerinnen und Bewohner haben die Maßnahmen nach 
Satz 1 zu dulden. 3Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Art. 13 Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt. 
(4) 1Die zuständige Behörde prüft in jeder stationären Ein-
richtung grundsätzlich mindestens einmal im Jahr die Ein-
haltung der Vorgaben dieses Gesetzes. 2Sie kann die Prü-
fungen in einem Abstand von höchstens drei Jahren, begin-
nend mit dem Nachweis nach Nr. 3, durchführen, wenn 
1. eine stationäre Einrichtung nach der letzten Prüfung 

durch die zuständige Behörde bei einem Pflegequali-
tätstest des Medizinischen Dienstes der Krankenversi-
cherung das Leistungsniveau einer aktivierenden Pflege 

(Qualitätsstufe 3) erreicht hat oder geeignete und mit 
dem Pflegequalitätstest des Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung vergleichbare Nachweise anderer 
sachverständiger Dritter über die Wirksamkeit der 
Pflege- und Betreuungsmaßnahmen vorliegen,  

2. geeignete Nachweise von sachverständigen Dritten 
darüber vorliegen, dass die Anforderungen an den Be-
trieb einer stationären Einrichtung im Übrigen insbe-
sondere an die Prozess- und Strukturqualität erfüllt sind 
und 

3. der zuständigen Behörde die Erfüllung der Anforde-
rungen gemäß Nrn. 1 und 2 nachgewiesen wurde und 
bis zum Ablauf von drei Jahren seit dem Nachweis kein 
Wechsel des Trägers, der Leitung der stationären Ein-
richtung oder der Pflegedienstleitung in der gemäß 
Nrn. 1 und 2 geprüften Einrichtung erfolgt. 

3Bei der Ermessensentscheidung nach Satz 2 ist insbeson-
dere das Ergebnis der Prüfung nach Satz 2 Nr. 1 zu berück-
sichtigen. 

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen 
nach Abs. 1 bis 4 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(6) Die Überwachung beginnt mit der Anzeige nach Art. 4 
Abs. 1, spätestens jedoch drei Monate vor der vorgesehenen 
Inbetriebnahme der stationären Einrichtung. 

(7) Maßnahmen nach den Abs. 1, 2, 4 und 6 sind auch zur 
Feststellung zulässig, ob eine Einrichtung eine stationäre 
Einrichtung im Sinn des Art. 2 Abs. 1 ist. 

(8) Die Träger können die Landesverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, die kommunalen Spitzenverbände und 
andere Vereinigungen von Trägern, denen sie angehören, in 
angemessener Weise bei Prüfungen hinzuziehen.  

(9) Die auskunftspflichtige Person kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 der Zivilpro-
zessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafge-
richtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(10) Alle Organisationseinheiten innerhalb der für die 
Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden, deren 
Prüfungen sich auf Grund dieses Gesetzes oder anderer 
Vorschriften auf stationäre Einrichtungen im Sinn des 
Art. 2 Abs. 1 erstrecken, sind verpflichtet, die Prüftermine 
zu koordinieren und die jeweiligen Prüfberichte auszutau-
schen. 

 
Art. 12 

Aufklärung und Beratung bei Mängeln 

(1) Die zuständige Behörde ist berechtigt und verpflichtet, 
die notwendigen Maßnahmen zur Aufklärung zu ergreifen, 
wenn Zweifel daran bestehen, ob die Qualitätsanforderun-
gen an den Betrieb im Sinn des Art. 3 erfüllt sind. 

(2) 1Sind in einer stationären Einrichtung Abweichungen 
von den Anforderungen dieses Gesetzes festgestellt worden 
(Mängel), so soll die zuständige Behörde zunächst den Trä-
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ger über die Möglichkeiten zur Abstellung der Mängel 
beraten. 2Das Gleiche gilt, wenn nach einer Anzeige gemäß 
Art. 4 vor der Aufnahme des Betriebs der stationären Ein-
richtung Mängel festgestellt werden. 3Art. 13 Abs. 2 bleibt 
unberührt. 

(3) Ist den Bewohnerinnen und Bewohnern auf Grund der 
festgestellten Mängel eine Fortsetzung des Vertrags mit 
dem Träger nicht zuzumuten, soll die zuständige Behörde 
sie dabei unterstützen, eine angemessene anderweitige 
Unterkunft und Betreuung zu zumutbaren Bedingungen zu 
finden. 

(4) 1An einer Beratung nach den Abs. 1 und 2 soll der Trä-
ger der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach § 75 
Abs. 3 SGB XII bestehen, beteiligt werden. 2Er ist zu betei-
ligen, wenn die Abstellung der Mängel Auswirkungen auf 
Entgelte oder Vergütungen haben kann. 3Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend für Pflegekassen oder sonstige Sozial-
versicherungsträger, sofern mit ihnen oder ihren Landes-
verbänden Vereinbarungen nach den §§ 72, 75 Abs. 1 bis 6 
oder § 85 SGB XI oder § 39a SGB V bestehen. 4Sätze 1 
bis 3 gelten nicht bei einer Gefahr für Leben, Gesundheit 
oder Freiheit der Bewohnerinnen und Bewohner. 

Art. 13 
Anordnungen bei Mängeln 

(1) 1Werden festgestellte Mängel nach einer Beratung ge-
mäß Art. 12 Abs. 2 nicht abgestellt, kann die zuständige 
Behörde gegenüber den Trägern Anordnungen erlassen, die 
zur Beseitigung einer eingetretenen oder Abwendung einer 
drohenden Beeinträchtigung oder Gefährdung des Wohls 
der Bewohnerinnen und Bewohner, zur Sicherung der Ein-
haltung der dem Träger gegenüber den Bewohnerinnen und 
Bewohnern obliegenden Pflichten oder zur Vermeidung 
einer Unangemessenheit zwischen dem Entgelt und der 
Leistung der stationären Einrichtung erforderlich sind. 2Das 
Gleiche gilt, wenn Mängel nach dem in Art. 4 Abs. 1 Satz 1 
bezeichneten Zeitpunkt vor Aufnahme des Betriebs der 
stationären Einrichtung festgestellt werden.  

(2) Werden erhebliche Mängel festgestellt, können Anord-
nungen gemäß Abs. 1 sofort ergehen. 

(3) 1Anordnungen sind so weit wie möglich in Überein-
stimmung mit Vereinbarungen nach § 75 Abs. 3 SGB XII 
auszugestalten. 2Wenn Anordnungen eine Erhöhung der 
Vergütung nach § 75 Abs. 3 SGB XII zur Folge haben 
können, ist über sie Einvernehmen mit dem Träger der 
Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen nach diesen Vor-
schriften bestehen, anzustreben. 3Satz 2 gilt nicht, wenn die 
Anordnungen der Abwehr einer Gefahr für Leben, Gesund-
heit oder Freiheit der Bewohnerinnen und Bewohner die-
nen. 4Der Träger der Sozialhilfe ist in diesem Fall von der 
Anordnung schriftlich in Kenntnis zu setzen. 5Gegen An-
ordnungen nach Satz 2 kann neben dem Träger auch der 
Träger der Sozialhilfe Widerspruch einlegen und Anfech-
tungsklage erheben.  

(4) 1Wenn Anordnungen gegenüber zugelassenen stationä-
ren Pflegeeinrichtungen eine Erhöhung der nach dem Elften 

Buch Sozialgesetzbuch vereinbarten oder festgesetzten Ent-
gelte zur Folge haben können, ist Einvernehmen mit den 
betroffenen Pflegesatzparteien anzustreben. 2Für Anord-
nungen nach Satz 1 gelten für die Pflegesatzparteien Abs. 3 
Sätze 3 bis 5 entsprechend. 

(5) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen 
nach Abs. 1 bis 4 haben keine aufschiebende Wirkung. 

 
Art. 14 

Beschäftigungsverbot, kommissarische Leitung 

(1) Die zuständige Behörde kann dem Träger die weitere 
Beschäftigung der Leitung, eines oder einer Beschäftigten 
oder einer sonstigen Mitarbeiterin oder eines sonstigen 
Mitarbeiters ganz oder für bestimmte Funktionen oder Tä-
tigkeiten untersagen, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass diese Personen die für ihre Tätigkeit erforder-
liche Eignung nicht besitzen.  

(2) 1Hat die zuständige Behörde ein Beschäftigungsverbot 
nach Abs. 1 ausgesprochen und der Träger keine neue ge-
eignete Leitung eingesetzt, so kann die zuständige Behörde, 
um den Betrieb der stationären Einrichtung aufrechtzuer-
halten, auf Kosten des Trägers eine kommissarische Lei-
tung für eine begrenzte Zeit einsetzen. 2Die kommissarische 
Leitung übernimmt die Rechte und Pflichten der bisherigen 
Leitung. 3Ihre Tätigkeit endet, wenn der Träger mit Zu-
stimmung der zuständigen Behörde eine geeignete Leitung 
der stationären Einrichtung bestimmt.  

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen 
nach Abs. 1 und 2 Satz 1 haben keine aufschiebende Wir-
kung. 

 
Art. 15 

Untersagung 

(1) Die zuständige Behörde hat den Betrieb einer stationä-
ren Einrichtung zu untersagen, wenn die Anforderungen 
des Art. 3 nicht erfüllt sind und Anordnungen nicht ausrei-
chen. 

(2) Die zuständige Behörde kann den Betrieb einer stationä-
ren Einrichtung untersagen, wenn der Träger der stationä-
ren Einrichtung 
1. die Anzeige nach Art. 4 unterlassen oder unvollständi-

ge Angaben gemacht hat, 
2. Anordnungen nach Art. 13 Abs. 1 und 2 nicht innerhalb 

der gesetzten Frist befolgt, 
3. Personen entgegen einem nach Art. 14 ergangenen 

Verbot beschäftigt, 
4. gegen Art. 8 Abs. 1, 3 oder Abs. 4 verstößt. 

(3) 1Vor Aufnahme des Betriebs einer stationären Einrich-
tung ist eine Untersagung zulässig, wenn neben einem Un-
tersagungsgrund nach Abs. 1 oder 2 die Anzeigepflicht 
nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 besteht. 2Kann der Untersagungs-
grund beseitigt werden, ist nur eine vorläufige Untersagung 
der Betriebsaufnahme zulässig.  
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(4) 1Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Unter-
sagung haben keine aufschiebende Wirkung. 2Die vorläufi-
ge Untersagung wird mit der schriftlichen Erklärung der 
zuständigen Behörde unwirksam, dass die Voraussetzungen 
für die Untersagung entfallen sind. 

 
Art. 16 

Informationspflicht der zuständigen Behörde 

(1) Die zuständige Behörde informiert und berät 

1. die Bewohnerinnen und Bewohner sowie die Bewoh-
nervertretungen und Bewohnerfürsprecher über ihre 
Rechte und Pflichten, 

2. Personen, die ein berechtigtes Interesse haben, über 
stationäre Einrichtungen im Sinn des Art. 2 Abs. 1 und 
über die Rechte und Pflichten der Träger und der Be-
wohnerinnen und Bewohner solcher stationärer Ein-
richtungen und 

3. auf Antrag Personen und Träger, die die Schaffung von 
stationären Einrichtungen im Sinn des Art. 2 Abs. 1 an-
streben oder derartige stationäre Einrichtungen betrei-
ben, bei der Planung und dem Betrieb der stationären 
Einrichtungen. 

(2) Die zuständigen Behörden fördern die Unterrichtung der 
Bewohnerinnen und Bewohner und der Mitglieder der Be-
wohnervertretung über die Wahl und die Befugnisse sowie 
die Möglichkeiten der Bewohnervertretung, die Interessen 
der Bewohnerinnen und Bewohner in Angelegenheiten des 
Betriebs der stationären Einrichtung zur Geltung zu brin-
gen. 

 
Art. 17 

Erprobungsregelungen, Ausnahmeregelung 

(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Trägers 
diesen von den Vorgaben des Art. 9, wenn die Mitwirkung 
in anderer Weise gesichert ist oder die Konzeption sie nicht 
erforderlich macht, oder von den Anforderungen der 
Rechtsverordnung nach Art. 25 teilweise befreien, wenn 
dies im Sinn der Erprobung neuer Betreuungs- oder Wohn-
formen dringend geboten erscheint und hierdurch der 
Zweck des Gesetzes nach Art. 1 Abs. 1 nicht gefährdet 
wird. 

(2) 1Die Entscheidung der zuständigen Behörde ergeht durch 
schriftlichen Bescheid und ist erstmalig auf höchstens fünf 
Jahre zu befristen. 2Die Frist kann auf weitere fünf Jahre 
verlängert werden. 3Bei Bewährung kann die Befreiung 
durch die zuständige Behörde auf Dauer erteilt werden.  

(3) 1Die Träger sind verpflichtet, die Erprobungen wissen-
schaftlich begleiten und auswerten zu lassen. 2Der von ei-
nem sachverständigen Dritten zu erstellende Bericht über 
die Ergebnisse der Auswertung ist zu veröffentlichen.  

(4) Die Bestimmungen der Art. 11, 13, 14 und 15 bleiben 
durch die Ausnahmegenehmigungen nach den Abs. 1 und 2 
unberührt. 

Dritter Teil 
Besondere Vorschriften für ambulant betreute  

Wohngemeinschaften und Betreute Wohngruppen 
 

Art. 18 
Beratung 

Die zuständigen Behörden informieren und beraten auf 
Anfrage die Bewohnerinnen und Bewohner von ambulant 
betreuten Wohngemeinschaften und Betreuten Wohngrup-
pen für Menschen mit Behinderung über ihre Rechte und 
Pflichten.  

 
Art. 19 

Qualitätsanforderungen in ambulant  
betreuten Wohngemeinschaften 

1Der ambulante Betreuungs- oder Pflegedienst und der Trä-
ger haben sicherzustellen, dass ihre Betreuungs- und Pflege-
leistungen, insbesondere im Bereich der hauswirtschaftli-
chen Versorgung, der Körperpflege, der Ernährung und der 
Mobilisierung dem allgemein anerkannten Stand der fachli-
chen Erkenntnisse entsprechen (Ergebnisqualität). 2Art. 6 
und 8 gelten entsprechend. 

 
Art. 20 

Qualitätsanforderungen in  
Betreuten Wohngruppen 

Der Träger von Betreuten Wohngruppen für Menschen mit 
Behinderung hat zu gewährleisten, dass  
1. Art und Umfang der Betreuung dem individuellen und 

sich verändernden Betreuungsbedarf der Bewohnerin-
nen und Bewohner angepasst werden, 

2. eine Rufbereitschaft außerhalb der Betreuungszeiten 
sichergestellt ist, 

3. eine angemessene fachliche Qualität der Betreuung 
gewährleistet und bei Pflegebedürftigkeit auch eine 
fachgerechte Pflege sichergestellt ist, die sich an dem 
jeweils allgemein anerkannten Stand der sozial- und 
heilpädagogischen sowie der pflegerischen Erkenntnis-
se orientiert,  

4. individuelle Förder- und Hilfepläne aufgestellt und 
deren Umsetzung dokumentiert werden, 

5. die Teilhabe der Bewohnerinnen und Bewohner am 
Leben der Gemeinschaft und ihre selbstständige Le-
bensführung einschließlich der Haushaltsführung, der 
Ernährung und Körperpflege unterstützt wird, 

6. bei zeitlich befristeten Wohnplätzen entsprechende 
Trainingsprogramme, die zu einer möglichst selbst-
ständigen und selbstbestimmten Lebensführung befähi-
gen sollen, angeboten werden, deren Ergebnis aufge-
zeichnet und nach Ablauf der Maßnahme der Übergang 
in eine unbefristete Wohnform sichergestellt wird. 
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Art. 21 
Externe Qualitätssicherung in ambulant betreuten  

Wohngemeinschaften und Betreuten Wohngruppen 
(1) 1Die Gründung einer Betreuten Wohngruppe im Sinn 
des Art. 2 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 ist der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. 2Gleiches gilt für die Gründung einer ambulant 
betreuten Wohngemeinschaft im Sinn des Art. 2 Abs. 3 
Sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe, dass die Anzeige durch den 
Träger oder den ambulanten Betreuungs- oder Pflegedienst 
verbunden mit der Angabe der Pflegestufe der jeweiligen 
Bewohnerinnen oder Bewohner vorzunehmen ist. 3Wird die 
ambulant betreute Wohngemeinschaft nicht durch einen 
Träger gegründet oder begleitet, haben die Bewohnerinnen 
oder die Bewohner die Gründung anzuzeigen. 
(2) 1Die Qualität der Betreuung und Pflege in den Wohn-
formen im Sinn des Art. 2 Abs. 3 soll insbesondere unter 
Berücksichtigung durchgeführter Qualitätssicherungsmaß-
nahmen von der zuständigen Behörde grundsätzlich einmal 
im Jahr angemeldet oder unangemeldet, in Wohnformen im 
Sinn des Art. 2 Abs. 4 anlassbezogen überprüft werden. 2Zu 
diesem Zweck ist die zuständige Behörde oder sind die von 
ihr beauftragen Personen befugt,  
1. die von der ambulant betreuten Wohngemeinschaft 

oder betreuten Wohngruppe genutzten Grundstücke 
und Gemeinschaftsräume zu betreten; die anderen pri-
vaten und einem Hausrecht der Bewohnerinnen und 
Bewohner unterliegenden Räume, nur mit deren Zu-
stimmung,  

2. sich mit den Bewohnerinnen und Bewohnern oder dem 
Gremium im Sinn des Art. 22 Satz 1 in Verbindung zu 
setzen,  

3. Bücher oder sonstige Unterlagen einzusehen und hier-
aus Abschriften, Ablichtungen oder Auszüge anzuferti-
gen.  

3Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung können Grundstücke und Räume, 
die einem Hausrecht der Bewohnerinnen und Bewohner 
unterliegen, durch die zuständige Behörde jederzeit betreten 
werden. 4Der Träger, der ambulante Betreuungs- oder Pfle-
gedienst und die Bewohnerinnen und Bewohner haben die 
Maßnahmen nach den Sätzen 2 und 3 zu dulden. 5Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 
Abs. 1 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Zur Durchsetzung der Qualitätsanforderungen der 
Art. 19 und 20 gelten die Bestimmungen der Art. 12 und 13 
mit der Maßgabe entsprechend, dass die notwendigen Maß-
nahmen zur Aufklärung sowie Anordnungen sowohl gegen-
über dem Träger als auch gegenüber den in der ambulant 
betreuten Wohngemeinschaft oder Betreuten Wohngruppe 
tätigen Betreuungs- oder Pflegediensten ergehen können.  

(4) 1Ambulanten Betreuungs- oder Pflegediensten, die in der 
ambulant betreuten Wohngemeinschaft oder in einer Betreu-
ten Wohngruppe tätig sind, kann diese Tätigkeit untersagt 
werden, wenn die von ihnen erbrachten Leistungen den 
Qualitätsanforderungen des Art. 19 oder 20 nicht genügen 
und Anordnungen nicht ausreichen. 2Dem Träger einer am-
bulant betreuten Wohngemeinschaft oder einer Betreuten 

Wohngruppe kann der Betrieb dieser Wohnform untersagt 
werden, wenn die Qualitätsanforderungen des Art. 19 oder 
20 nicht erfüllt sind und Anordnungen nicht ausreichen. 
3Die Bewohnerinnen und Bewohner sind vor der Untersa-
gung zu hören. 4Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
eine Untersagung haben keine aufschiebende Wirkung. 

 
Art. 22 

Interne Qualitätssicherung in  
ambulant betreuten Wohngemeinschaften 

1Um die Selbstbestimmung der Bewohnerinnen und Be-
wohner im Sinn des Art. 2 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 zu gewähr-
leisten, ist in ambulant betreuten Wohngemeinschaften in 
der Regel ein Gremium einzurichten, das diese interne 
Qualitätssicherungsfunktion ausübt und die Angelegenhei-
ten des täglichen Lebens regelt. 2In diesem Gremium sind 
alle Bewohnerinnen und Bewohner und für den Fall, dass 
diese ihre Angelegenheiten nicht mehr selbstständig regeln 
können, der Betreuer oder ein Angehöriger vertreten. 3Die 
Vermieterinnen und Vermieter, der Träger sowie die Pfle-
ge- oder Betreuungsdienste haben in diesem Gremium kein 
Stimmrecht. 

Vierter Teil 
Ordnungswidrigkeiten,  

Zuständigkeit, Verordnungsermächtigung 
 

Art. 23 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro kann 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen Art. 4 Abs. 1 Satz 1 oder Art. 21 Abs. 1 Sät-

ze 1 und 2 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

2. eine stationäre Einrichtung betreibt, obwohl ihm dies 
durch vollziehbare Verfügung nach Art. 15 Abs. 1 bis 3 
untersagt worden ist, 

3. entgegen Art. 8 Abs. 1 sich Geld oder geldwerte Leis-
tungen versprechen oder gewähren lässt. 

(2) Mit Geldbuße bis zu zehntausend Euro kann belegt 
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. der Rechtsverordnung nach Art. 25 zuwiderhandelt, 

soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

2. entgegen Art. 4 Abs. 4 eine Anzeige nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig erstattet, 

3. entgegen Art. 8 Abs. 5 Satz 1 sich Geld oder geldwerte 
Leistungen versprechen oder gewähren lässt, 

4. entgegen Art. 11 Abs. 1 Sätze 5 oder 6 eine Auskunft 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht-
zeitig erteilt oder Geschäftsunterlagen nicht oder nicht 
rechtzeitig zur Verfügung stellt oder entgegen Art. 11 
Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2 eine Maßnahme nicht 
duldet,  
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5. einer vollziehbaren Anordnung nach Art. 13 Abs. 1, 
auch in Verbindung mit Abs. 2 oder nach Art. 14 zuwi-
derhandelt oder 

6. den gesetzlichen Ge- und Verboten nach Art. 5 zuwi-
derhandelt. 

 
Art. 24  

Zuständigkeit 

(1) Zuständige Behörde für die Durchführung dieses Geset-
zes und der darauf beruhenden Rechtsverordnung ist die 
Kreisverwaltungsbehörde. 

(2) In kreisfreien Gemeinden, in denen die Aufgaben und 
Befugnisse der Gesundheitsämter von einem Landratsamt 
gemäß § 1 der Verordnung zur Ausführung des Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst in Verbindung mit 
Art. 2 und 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetzes wahrgenommen werden, stehen die 
Befugnisse nach Art. 11 auch den Beauftragten des Land-
ratsamts als staatliche Behörde für Gesundheit zu. 

(3) 1Die Regierungen sind Aufsichtsbehörden. 2Insoweit 
sind sie übergeordnete Beschwerdestellen.  

 
Art. 25 

Rechtsverordnung 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung zur Durchführung dieses Gesetzes Regelungen zu 
erlassen 
1. für die Räume in stationären Einrichtungen, insbeson-

dere die Wohn- und Aufenthaltsräume sowie Verkehrs-
flächen, sanitären Anlagen und die technischen Ein-
richtungen in stationären Einrichtungen, 

2. für die Eignung der Leitung der stationären Einrich-
tung, der Pflegedienstleitung, der Fachkräfte, die Fort- 
und Weiterbildung der Beschäftigten sowie für den An-
teil der Fachkräfte an dem vorhandenen Personal, 

3. über die Wahl der Bewohnervertretung und die Bestel-
lung des Bewohnerfürsprechers sowie über Art, Um-
fang und Form ihrer Mitwirkung sowie die Beteiligung 
von Angehörigen, Betreuern und sonstigen Vertrauens-
personen der Bewohnerinnen und Bewohner, von der 
zuständigen Behörde vorgeschlagenen Personen sowie 
Mitgliedern der örtlichen Seniorenvertretungen und 
Mitgliedern von örtlichen Behindertenorganisationen 
bei der Vertretung der Bewohnerinnen und Bewohner,  

4. über die Aufbewahrungs- und Aufzeichnungspflichten 
der Träger, die Zusammenarbeit und die Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften mit den für die Ausführung 
nach diesem Gesetz zuständigen Behörden, Pflege- und 
Krankenkassen, deren Landesverbänden, dem Medizi-
nischen Dienst der Krankenversicherung, dem zustän-
digen Träger der Sozialhilfe, die Veröffentlichung der 
Berichte nach Art. 6 Abs. 2 sowie zur näheren Bestim-
mung des Begriffs des sachverständigen Dritten im 
Sinn von Art. 11 Abs. 4 Satz 2 Nrn. 1 und 2 und Art. 17 
Abs. 3, 

5. um den Aufbau einer Dialog- und Beteiligungskultur 
unter Einbeziehung insbesondere der Betroffenen und 
von ehrenamtlich Tätigen zu unterstützen. 

(2) 1Das Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für 
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie, dem 
Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz, dem Staatsministerium der Finanzen und dem 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus, Weiterbildun-
gen für Personen, die Leistungen in den Wohnformen des 
Art. 2 erbringen, zu regeln. 2Die Rechtsverordnung muss 
Bestimmungen enthalten über 
1. die staatliche Anerkennung von Weiterbildungsstätten 

sowie die Anerkennung abgeschlossener Weiterbildun-
gen durch das Staatsministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen, 

2. die Erlaubniserteilung zum Führen einer Weiterbil-
dungsbezeichnung sowie die Ausstellung von Zeugnis-
sen durch die staatlich anerkannte Weiterbildungsstätte,  

3. die Voraussetzungen für die Zulassung zu Weiterbil-
dungen sowie die Weiterbildungsbezeichnung,  

4. Inhalt, Gliederung, Dauer und Ausgestaltung der Wei-
terbildungsmodule sowie Art und Umfang der theoreti-
schen und berufspraktischen Anteile der Weiterbildung, 

5. die Anrechnung von Unterbrechungen und Vorbil-
dungszeiten, 

6. das Prüfungsverfahren, Art, Zahl und Umfang der Prü-
fungsleistungen und ihre Bewertung,  

7. Anforderungen an die Weiterbildungsstätte insbesonde-
re hinsichtlich Zahl, Qualifikation der Lehrkräfte und 
der erforderlichen Räumlichkeiten sowie der Organisa-
tion der Weiterbildungsstätte. 

(3) Zur Qualitätssicherung der Weiterbildung in der Alten-
pflege kann das Staatsministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen einen Fachbeirat einsetzen 
und eine Geschäftsordnung erlassen. 

 
Fünfter Teil 

Schlussvorschriften 
 

Art. 26 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2008 in Kraft. 
(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2008 treten außer Kraft: 
1. die Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Heimge-

setz (ZustVHeimG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 4. März 2002 (GVBl S. 89, BayRS 2170-5-2-A), 

2. die Landesverordnung über den gewerbsmäßigen Betrieb 
von Altenheimen, Altenwohnheimen und Pflegeheimen 
(Heimverordnung – HeimV) vom 23. August 1968 
(BayRS 2170-5-1-A), geändert durch § 12 Nr. 2 der Ver-
ordnung vom 19. Juli 1993 (BGBl I S. 1205). 
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(3) Dieses Gesetz ersetzt das Heimgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. November 2001 (BGBl I S. 2970), 
zuletzt geändert durch Art. 78 der Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407). 

 
Art. 27 

Übergangsregelung 

(1) Für bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gegründete 
ambulant betreute Wohngemeinschaften im Sinn des Art. 2 
Abs. 3 Sätze 1 bis 3 und Betreute Wohngruppen im Sinn 
des Art. 2 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 gilt Art. 21 Abs. 1 mit der 
Maßgabe, dass das Bestehen der ambulant betreuten Wohn-
gemeinschaft oder der Betreuten Wohngruppe der zustän-
digen Behörde bis zum Ablauf des 31. Juli 2009 anzuzeigen 
ist.  

(2) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach 
Art. 25 Abs. 1 sind die Rechtsverordnungen, die vor In-
krafttreten dieses Gesetzes auf Grund von § 3 Abs. 2 und 
§ 10 Abs. 5 sowie § 14 Abs. 7 des Heimgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. November 2001 
(BGBl I S. 2970), zuletzt geändert durch Art. 78 der Ver-
ordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407), erlassen 
worden sind, auf stationäre Einrichtungen im Sinn dieses 
Gesetzes anzuwenden.  

Der Präsident 

I.V. 

Barbara Stamm 

I. Vizepräsidentin 
 


